
 
  

 

Inklusionsvereinbarung (§ 166 SGB IX) 

(1) Die Arbeitgeber treffen mit der Schwerbehindertenvertretung und den in § 176 genannten Vertretungen 

in Zusammenarbeit mit dem Inklusionsbeauftragten des Arbeitgebers (§ 181) eine verbindliche Inklusi-

onsvereinbarung. Auf Antrag der Schwerbehindertenvertretung wird unter Beteiligung der in § 176 ge-

nannten Vertretungen hierüber verhandelt. Ist eine Schwerbehindertenvertretung nicht vorhanden, steht 

das Antragsrecht den in § 176 genannten Vertretungen zu. Der Arbeitgeber oder die Schwerbehinderten-

vertretung kann das Integrationsamt einladen, sich an den Verhandlungen über die Inklusionsvereinba-

rung zu beteiligen. Das Integrationsamt soll dabei insbesondere darauf hinwirken, dass unterschiedliche 

Auffassungen überwunden werden. Der Agentur für Arbeit und dem Integrationsamt, die für den Sitz des 

Arbeitgebers zuständig sind, wird die Vereinbarung übermittelt.  

 

(2) Die Vereinbarung enthält Regelungen im Zusammenhang mit der Eingliederung schwerbehinderter Men-

schen, insbesondere zur Personalplanung, Arbeitsplatzgestaltung, Gestaltung des Arbeitsumfelds, Ar-

beitsorganisation, Arbeitszeit sowie Regelungen über die Durchführung in den Betrieben und Dienststel-

len. Dabei ist die gleichberechtigte Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben bei der Ge-

staltung von Arbeitsprozessen und Rahmenbedingungen von Anfang an zu berücksichtigen. Bei der Per-

sonalplanung werden besondere Regelungen zur Beschäftigung eines angemessenen Anteils von schwer-

behinderten Frauen vorgesehen. 

 

(3) In der Vereinbarung können insbesondere auch Regelungen getroffen werden 

1. zur angemessenen Berücksichtigung schwerbehinderter Menschen bei der Besetzung freier, frei wer-

dender oder neuer Stellen, 

2. zu einer anzustrebenden Beschäftigungsquote, einschließlich eines angemessenen Anteils schwerbe-

hinderter Frauen, 

3. zu Teilzeitarbeit, 

4. zur Ausbildung behinderter Jugendlicher, 

5. zur Durchführung der betrieblichen Prävention (betriebliches Eingliederungsmanagement) und zur 

Gesundheitsförderung, 

6. über die Hinzuziehung des Werks- oder Betriebsarztes auch für Beratungen über Leistungen zur Teil-

habe sowie über besondere Hilfen im Arbeitsleben. 



 
  

 

(4) In den Versammlungen schwerbehinderter Menschen berichtet der Arbeitgeber über alle Angelegenhei-

ten im Zusammenhang mit der Eingliederung schwerbehinderter Menschen. 

In den Bezirksregierungen Düsseldorf und Köln gibt es derzeit bereits Inklusionsvereinbarungen, in den an-

deren Bezirksregierungen arbeitet man daran. Sie finden diese unter: 

 

https://www.bezreg-koeln.nrw.de/system/files/media/document/file/schule_und_bildung_personalange-

legenheiten_schwerbehindertenangelegenheiten_inklusionsvereinbarung.pdf 

 

https://www.brd.nrw.de/document/20220727_4_47_SBV_Service_Inklusionsvereinbarung.pdf 
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